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Er' DER BUNDES1VIINISTEU 
FüR UNTERRICHT UND KUNST 

XlV, Ge~etlb(:bungspeI"iode 

Zl. 10.000/48 - ~arl/78 

An die 

PARLAMENTSD I·REKT ION 

Parlament 

1017 Wie n 

Wien, am 18. Juli 1978 

188'1//1,6 

1978 -01cs 2 0 
zu 1!J01JJ 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage 

Nr. 1907/J-NR/78, betreffend Exkursionen als Schul­

veranstaltung, die die Abgeordneten PETER und 

Genossen am 1. Juni 1978 an mich richteten, beehre 

ich mich wie folgt zu beantworten: 

ad 1 und 2) 

An das Bundesmin{sterium für Unterricht 

und Kunst wurde auf der Sitzung des Schülerbeirates 

am 7. Dezember 1977 durch den Landesschulsprecher der 

oberösterreichischen berufsbildenden mittleren und 

höheren Schulen die Frage herangetragen, ob Lehrer 

auf finanzielle Entschädigungen für Exkursionen aus 

Gründen der sparsamen Gestaltung solcher Exkursionen 

verzi enten können. Im Wege des Protokolls dieser 

Sitzung des Schülerbeirateswurde dazu mitgeteilt, 

daß nach einem Erkenntnis des Verwaltungsgerichts~ 

hofes ein solcher Verzicht möglich sei. 

Da diese Auskunft - wieder nach Mitteilung 

des oberösterreichischen Schul sprechers - vom Landes­

schulrat. für Oberösterreich als unzureichend empfunden 

wurde, ergingen mit Da'cum 12. Juli 1978 die beiden 
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in Abschrift beiliegenden Schreiben an den oberöster­

reichischen Schülervertreter und an den Landesschul­

rat für Oberösterreich. 

Abschließend darf festgestellt werden, daß 

das Bundesministerium für Unterricht und Kunst Exkur­

sionen bei Verzichterklärungen der Lehrer auf Ent­

schädigung niemals die Zustinunung versagt hat. 

Beilasen 
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llUNDESMINISTERIUM 
FÜR UNTERRICH'f UND KUNST 

Zl. 8. '180/18-19c/?8 

An den 
Itandesschulrat für 
Oberösterreich 

Steingasse 14 
4020 'L i n z 

Betr.: Robert GRÜNDLnrGER, Anfrage bezüg]~h 
des Verzichts von Lehrern auf eine fi­
nanzielie Entschädigung bei E~{ursionen 

Der Landesschulsprecher für ~ie berufsbildenden :ni~tleren 
und höheren' Schulen., Robert GRu'ITDLINGER, hat sich an das .. 

-.:> 

Bundesministerium für U:nterricht und Kunst mit der Bitte· 
um Beant\\Tort~ng der Frage gei.vand t , ob IJehrer auf die ihnen 
zustehende Bauschvergütung für Schulveranstaltungen bzw. 
Reisegebühren verzichten" können. 

Das an den Landesscbulsprecher ergangene Schreiben \'iird in 
der Beilage übermittelt. 

Beilage 
.A2. ~..e:., . 

Wien, .am ~ 1978 
Für den Bundesminister: 

Dr. RETTINGER 

F.d.R.d.A. 

--
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BUNDESMINISTERIUM 
FÜR UNTERRICHT UND KUNS'l~ 

Ninisterialrat 
Dr. Iropold RETTnrGER 

· . 

A~4;;;-Wien, am" -.~. _- 1978 

Sehr geehrter Herr Gründlinger! 

". ;-, 

In Beantwortung Ihres an-den Herrn Bundesminister gerichteten 

Schrei~ens; ~eile _ich Ihnen folgendes mit:' .., .. 

\-lie allS den Erkenntnissen der in Frage. kommenden Höchstge~ 
richte~ (Ver'i'fal tungsgerichtshof und Verfassungsgerichtshof) 
hervorgeht, kann- auf dem' öffentlichen Recht zugehörige An­
sprüche und Anwartschaften verzichtet 'tierden. Voraussetzung 
für die Wirksamkeit eines solchen Verzichtes ist, daß der 
Verzicht der Dienstbehörde gegenüber- erklärt wurde und die 
Annahme durch die Dienstbehörde.- erfolgte. 

Es ist Zivar richtig, daß sich die Erkenntnisse der genannten 
Höchstgerichte lediglich auf die ihnen zugrunde liegenden 
Einzelfälle beziehen, es komm-t jedoch diesen Einzelentschei­
dungen ins Qi.vei t Ilgenerellell ltlirkung zu, indem die Höchstge­
richte in ähnlichen Fällen in gleicher Weise entscheiden\.fi.rden. 

Da es sich bei den Bauscbvergütungen, die1m Rahmen von Schul­
veranstaltungen ahgei'iiesen werden, bzw. bei den Reisegebühren 
um Ansprüche handelt, die dem öf~entlichen Recht zugehörig sind, 
muß auch in diesen Fällen die Zulässigkeit eines Verzichtesbe;.. 
jaht vJerden. Diese Verzichtserklärungen müßte~ jedoch - 'tiie dies 
bereits aus dem do. Protokoll ersuchtlich ist,z\'Tecks Beweis­
sicherung schriftlich erfolgen. 

Herrn 
Rober"!; GHUNDLINGER 

Umdaschstraße 3 
4070 Ef..Q...rding 

.1. 
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Ergänzend dazu möchte ich darauf· hin~ .. leisen, daß sorni t den 
Anträgen auf Durchführung gesetzlich nichtpflichtig iror-· 

. . 
geschriebener Schulveranstaltungen (§ 2 der Verordnung 
über die Durchführung von Schulverg.ustaltungen;BGB1.Nr .. 
369/74) schriftliche Verzichtserklärungen de~an diesen Schul­
veranSältungen ieilnehmenden Lehrer beigelegt werden müßten, 
damit von den zuständigen Landesschulbehörden I. Instanz 
(d.s. im allgemeinen die Land~sschulräte) derartige Schul­
veranstaltungen genehmigt werden können. 

~1..1 ..... 
Zu Ihrer Bitte ~ezüglich des Protokolles cü:~i':e ich fest-

• t •. , ~ 

stellen, daß jedes Protokoll einer Schülerbeiratssitzung 
an alle Adressaten, wie die Mitglieder des Schülerbeirates, 
die Landesschulräte usw., als Beilage zu einem offiziellen 

·Schre:ihen mit kanzleimäßiger Fertigung (siehe beiliegendes 
Muster!)' übermittelt wird'. ....,' . ' ... 

. leb hoffe, daß ich die von Ihnen aufgeworfenen Fragen aus­
reichend~beantwortet habe .. 

Mit freundlichen Grüßen " 

' . 

. ..... " . , 

br.,leofoLd . Re.-lI:;r1Jcr.G,b.~: 

'. 

' •. 'lI 
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